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Staat und Genossenschaften in den Entwicklungsländern
Privatdozenl Dr. A. Ghanie Ghaussy, z. Z. Hamburg

Im m er m ehr se tz t sich d ie  E rken n tn is  durch , d a ß  d ie  G enossenschaften  geeigne te  O rgani- 
sa tionsform en  d a rs te llen , u m  d e n  so z ia lökonom ischen  u n d  po litischen  E rfordern issen  d er  
jew e ilig en  G esellschaften  in  d en  E n tw ick lu n g slä n d ern  gerecht z u  w erden . V iele erblicken  
in  ih n en  e in en  „D ritten  W eg“ z u r  O rd n u n g  von  W irtscha ft u n d  G esellschaft — e in er  O rd
nung , in  d er  d ie  V orteile  d er w estlichen  F re ihe it u n d  d er östlichen B in d u n g  vere in t sin d  
u n d  zug le ich  auch d e r  vo rh a n d en en  W irtscha ftsstruktur sow ie d en  W ünschen  u n d  Vorstel
lungen  d er B evö lkeru n g  R ech n u n g  ge tra g en  w ird . D ie R eg ierungen  m ancher E n tw ick lungs
länder s in d  d a ru m  bestrebt, durch  e in e  g ezie lte  P o litik  d en  A u fb a u  vo n  G enossenschaften  
z u  erm öglichen  bzw . d en  bereits vo rh a n d en en  genossenschaftlichen  S ek to r z u  verstärken .
D er fo lg en d e  B e itra g  beh a n d e lt d ie  P rob lem e, d ie  sich aus d er n o tw en d ig  engen  B ezieh u n g  
zw ischen S ta a t u n d  G enossenschaften  gerade bei d e r  E n tw ick lu n g sp la n u n g  ergeben.

Die Genossenschaften in den Entwicklungsländern 
unterscheiden sich in mancherlei Hinsicht von 

denen in den entwickelten Ländern Europas und 
Amerikas ganz erheblich. W ährend in den entwickel
ten Ländern Genossenschaften als Selbsthilfeorgani
sationen in der Zeit des Laissez-faire-Liberalismus 
entstanden, also in einer Zeit, in der staatliche Ein
griffe — abgesehen von der Schaffung gesetzlicher 
Rahmenbedingungen — abgelehnt wurden, erw artet 
man in den Entwicklungsländern von vornherein vom 
Staat Wirtschafts- und sozialpolitische Aktivität. In 
den entwickelten Ländern bestand eine negative Ein
stellung, ein V orurteil gegenüber einer Zusammen
arbeit mit dem Staat, von der man eine Untergrabung 
der genossenschaftlichen Autonomie befürchtete. Die 
Idee der Selbstverwaltung und der Selbsthilfe wurde 
in jener liberalen Epoche nahezu zu einem Dogma. *)

Demgegenüber herrscht in den meisten Entwidclungs- 
ländern der Tatbestand, daß staatliche Initiative für 
die Entwicklung der Genossenschaften unabdingbar 
ist.*) Für die asiatischen Länder beispielsweise wird 
von der ILO betont, daß h ier die Gesetzgebung und 
die staatlichen Aktionen bislang zweifellos die Haupt
quelle und die Antriebskraft der genossenschaftlichen 
Bewegung gebildet haben.®)

1) Vgl. E. H a s s e l m a n n ,  »Partnersdiaft von Staat und Genos
senschaft in den Entwidclungsländem?", in: Genossensdiaftlidie 
Schriftenreihe des Zentralverbandes deutscher Konsumgenossen* 
sdiaften, Heft 26, Hamburg 1960, S. 7. '
2) Vgl. R. H e n z 1 e  r , „Die Bedeutung der Genossenschaften für 
die Entwidclungsländer", in: ZfgGenW, Bd. 10, 1960, S. 41.
3) Vgl. ILO, ,The Development of the Co-operative M ovement in 
Asia“, Geneva 1954, S. 23 und S. 61. Rückschauend auf die Inter
nationale Genossenschaftliche Tagung, die im Jahre 1957 in Erlan
gen stattfand, konnte D r a h e i m  in bezug auf den Zusammen
hang zwischen Staat und Genossensdiaften resümierend feststel
len, daß selbst unbedingte Anhänger des Selbsthilfegedankens zu
geben mußten, „daß der Staat sowohl bei der Entstehung als audi 
bei der Erhaltung der Genossenschaften einen maßgeblichen An
teil hat und haben muß“. G. D r a h e i m ,  „Die Genossensdiaft 
als Forschungsgegenstand. Ein Rückblick auf die Internationale 
Genossensdiaftliche Tagung Erlangen 1957", in: ZgGenW, Bd. 9, 
1959, S. 205.

So eindeutig auch dieses Urteil ist, so scheint es uns 
doch unumgänglich, das V erhältnis zwischen Staat 
und Genossenschaften, die Bedeutung der staatlichen 
Aktionen wie auch die damit verbundenen Schwierig
keiten und Probleme näher zu betrachten. Dabei sind 
positive und negative Einflüsse, die vom Staat auf 
die Entwicklung der Genossenschaften ausgehen, zu 
untersuchen und abzuwägen.

DER STAAT A IS  FORDEKNDER FAKTOR

Die Bedeutung der Genossenschaften als Instrument 
der Entwicklungspolitik liegt vor allem darin, daß sie 
in umfassender W eise nach einer Verbesserung 
nicht nur der ökonomischen, sondern auch der politi
schen, sozialen und erzieherischen Verhältnisse stre
ben. Da die Eigeninitiative der Bevölkerung in den 
Entwicklungsländern allein die Gründung und Ent
wicklung von Genossenschaften nicht hinreichend vor
anzutreiben vermag, weil die entsprechenden V or
aussetzungen dazu nicht gegeben sind, ist es die 
Hauptaufgabe des Staates, zunächst diese Voraus
setzungen zu schaffen, um dann die w eiteren Entfal
tungsmöglichkeiten der genossenschaftlichen Organi
sationen durch wirtschaftspolitische und fiskalpoli
tische Anreize zu verbessern und ihre Funktionsfähig
keit zu sichern. Bei diesen fördernden Aufgaben des 
Staates wollen wir zwischen „Initialfunktion“, „Len
kungsfunktion“ und „Schutzfunktion“ unterscheiden.

D i e  I n  1 11 a 1 { u n k 1 1 o n  ( P l a n u n g )

Unter Initialfunktion verstehen wir die Schaffung von 
Bedingungen und Voraussetzungen durch den Staat, 
die für die Gründung von Genossenschaften erforder
lich sind. Diese Bedingungen betreffen nicht nur die 
Propagierung der genossenschaftlichen Prinzipien, 
sondern auch die Führung imd Technik in der Ver
waltung.
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Ghaussy; Staat und Genossensdiatten in den Entwicklungsländern

Neben der finanziellen Unterstützung durch den 
Staat verbindet sich mit der Gründung von Genossen
schaften auch die Aufgabe der Erziehung und Bildung 
der tatsächlichen wie auch der potentiellen Mitglieder, 
denn ein Minimum an Verständnis und Aufgeschlos
senheit der M itglieder ist für die Funktionsfähigkeit 
einer Genossenschaft unentbehrlich.

Zu de:!i Voraussetzungen, die man als genossenschaft
liche Infrastruktur oder als das „prägenossenschaft
liche" Stadium bezeichnen könnte, gehören nicht zu
letzt auch die Verbesserung des Gesundheitswesens 
und der wirtschaftlichen und sozialen Lage der Mit
glieder, die Ausbildung von Fach- und Führungs
kräften sowie die Schaffung eines genossenschaft
lichen Rahmenwerkes.

An der historischen Entwicklung zeigt sich, daß die 
Staatsinitiative in den ehemals kolonisierten Staaten 
entscheidend zur Gründung von Genossenschaften bei
getragen hat. Dabei stand zum Teil prim är die Ab
sicht im Vordergrund, das drückende Problem der 
wirtschaftlichen und sozialen Not zu lösen, zum Teil 
verfolgte man aber auch nur rein egoistische Ziele. 
Gleichwohl, eine bewußte Förderung der Genossen
schaften, die in den entwickelten Ländern durch die 
Gesetzgebung erreicht wurde, ist für ihre Entfaltung 
in den Entwicklungsländern unerläßlich. Diese Politik 
erfordert heute vor allem eine Koordination mit den 
sozialen W ohlfahrtsprogrammen.

In vielen Entwidtlungsländern sind die Genossen
schaften heute in die Gesamtplanung einbezogen und 
dam it Gegenstand der allgemeinen Entwicklungs
politik. Der Plan, der gewissermaßen ein „Programm 
für die Strategie“ ist^), auf dessen Grundlage der 
Lebensstandard der Bevölkerung erhöht werden soll, 
bestimmt damit auch den Standort der Genossenschaf
te n . ') Er setzt Richtlinien für ih r Wachstum und 
garantiert häufig ihre Funktionsfähigkeit. In bezug auf 
die Planungsgrundlagen wurde den Entwicklungslän
dern daher schon auf der asiatischen Regionalkon
ferenz der FAO, ILO und UNESCO, die im Jahre 
1947 in New Delhi stattfand, empfohlen: „The devel
opment of co-operative movement should w herever 
possible be organised on the basis of a  general 
national plan, and in countries of a federal structure 
on the basis of provincial plans, co-ordinated to the 
highest possible degree, and framed councils w ith the 
proposals of the advisory-c;o-operative councils in 
the light of data supplied by the co-operative research 
institutes." ®)

Diese Empfehlung hat inzwischen in den Planungen 
der asiatischen Staaten ihren Niederschlag gefunden, 
und zwar nicht allein aus Gründen der Zwecicmäßig- 
keit, sondern auch als Ausdruck der in. die Genossen

schaften gesetzten Hoffnungen. Deshalb betont auch 
Nehru, daß der Staat im Hinblick auf eine For
cierung der Entwicklungspolitik, in der die Genos
senschaften einen m aßgeblidien Anteil haben sollen, 
bei der Gründung dieser O rganisationen sogar nicht 
den „trial and error approach“ scheuen müsse. Er 
schreibt dazu: „We are prepared to change anything 
with varied experience. But we just cannot w ait for 
this movement, good as it is, to creep along slowly. 
The problems we have to face are too big, and there 
is an element of urgency in them “. ’) Vielfach erklärt 
sich aber die Haltung der Regierungen der asiati
schen Länder gegenüber genossenschaftlidien Orga
nisationen auch als „the expression of an ideological 
choice“ ®), von dem dann auch die Politik bestimmt 
wird.

In den asiatischen Ländern verspricht man sich von 
der Planung auf dem Genossenschaftssektor eine Stei
gerung der Produktion in der Landwirtschaft und in 
der Industrie, die schon bald den Bedürfnissen der 
Bevölkerung angepaßt sein soll. Insofern spielt dieser 
Sektor für die N eugestaltung der Wirtschafts- und 
Sozialstruktur nicht nur ideologisch, sondern auch 
planungsstrategisch eine besondere Rolle. *)

Bei derartigen Planungen tauchen allerdings schwer
wiegende Probleme auf:

1. Die Plandaten sind Ziffern, die von den staatlichen 
Stellen so festgesetzt werden, daß sie zur U nter
mauerung der Ideologien dienen, indem sie den 
sozialen Fortschritt auf dem Papier nachweisen. 
Dabei entsteht die Frage, ob und inwieweit sie 
dem W esen der Genossenschaft entsprechen.

2. Die staatlichen Programme beziehen sich lediglich 
auf quantitative Entwicklung. Q ualitative Faktoren 
w erden außer acht gelassen. Die Genossenschafts
berichte der asiatischen Länder, in denen das Plan
soll erreicht w orden ist, zeigen an, daß dabei der 
eigentliche erzieherische W ert der Genossenschaf
ten  völlig vernachlässigt w orden ist. Die staatliche 
V erw altung von Genossenschaften, deren Gefahren 
w ir später behandeln, garantiert zwar in einigen 
Fällen deren Funktionsfähigkeit in finanzieller, 
technischer und organisatorischer Hinsicht, ohne 
aber zugleich auch zu nennensw erten qualitativen 
Erfolgen zu führen. Der schon mehrfach zitierte 
ILO-Bericht hebt hervor, daß die Zahl der „guten" 
und „sehr guten“ Genossenschaften in vielen Pro
vinzen Indiens aus diesem Grunde äußerst niedrig 
ist. 10)

3. Vielfach sind die Erfolge der Genossenschaften 
auch damit zu erklären, daß sie in  einer Zeit ent
standen, in der die wirtschaftliche Not besonders 
groß war. In dieser A usgangssituation mußte jede 
wirtschaftliche A ktivität nahezu zwangsläufig zum 
Erfolg führen. M it der Beseitigung des äußersten 
N otstandes mußte dann aber das Problem der An
passung der Genossenschaften an die veränderten 
Verhältnisse entstehen. Nicht selten ha t sich in

4) V gl. C3. M y r d a l  , ökonom ische Theorie imd unterentwickelte 
Regionen", Stuttgart 1959, S. 78.
5) V gl. M. R. B h i d e , »Cooperation in a Planned Economy“, in: 
Cooperative Leadership i n . South-East Asia, Hrsg. International 
Co-öperative A lliance, Bombay/New York 1963, S .3 3 .- '
6) ILO.-Nj.The Development", a .a .O . ,  S. 84. ; i ■

7) J. L. N e h r u ,  .Cooperation in the Mind of the Villager", in! 
Cooperative Leadership in South-East Asia, a. a. O., S. 4.
8) V gl. ILO, .The Development", a. a; O., S. 10.
9). V gl. K. S a n t h a n a m ,  „Co-operation and Socialism", in; 
Kurukshetra, A  Symposium on Community Development in India, 
Hrsg. Government of India, revised edition, P e lh i 1961, S. 274.
10) V gl. ILO, .The Development", a. a. O., S. 13 i.
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diesem Stadium die Effizienz der Genossenschaften 
trotz staatlicher Programme verringert und die 
Gefahr ihrer Auflösung vergrößert, und zwar vor 
allem wegen des abnehmenden Interesses der Mit
glieder.

4. Das Ziel größtmöglichen Wachstums des Genossen- 
sdiaftssektors, das in jeder Planung enthalten ist, 
entbehrt häufig der Grundlagen, die für wirksame 
Aktionen erforderlich sind. Die Zusammenfassung 
der Bevölkerung in Genossenschaften setzt in 
erster Linie die Sdiaffung entsprechender Erzie- 
hungs- und Ausbildungseinrichtungen und das Vor
handensein umsichtiger Ausbilder voraus. Es ge
nügt dabei nicht, nur den Analphabetismus zu be
kämpfen oder die Genossenschaftsmitglieder kurz
fristig mit den einfachen Techniken der Kreditge
währung u. ä. vertrau t zu machen. Die Qualifika
tion, die von den Ausbildern erw artet werden 
muß, erfordert eine lange und umfassende Schu
lung, denn sie sind es schließlich, die die Bevöl
kerung zu aktiver M itarbeit begeistern und an
spornen sollen. 1*) Eine genossenschaftliche Schu
lung ist im Rahmen der Planung vor allem aber 
auch im Hinblick auf die funktionelle Genossen
schaftsstruktur eines Landes erforderlich. Je  zahl
reicher beispielsweise die Gründungen von M ehr
zweckgenossenschaften werden, desto größer wird 
auch der Bedarf an vielseitig ausgebildeten Fach
kräften. Diesem Aspekt ist jedoch im Rahmen der 
Genossenschaftsplanung bisher nicht genügend 
Aufmerksamkeit geschenkt worden.

5. Bei den Genossenschaften, die auf staatliche Initia
tive hin gegründet worden sind und deren Funk
tionsfähigkeit durch staatliche Unterstützung auf
rechterhalten wird, besteht ferner die Gefahr, daß 
sie „nicht zu einem Faktor der wirtschaftlichen 
Fortentwicklung" werden, sondern lediglich „Be- 
quemlichkeits- und Trägheitsinstinkte" konservie
ren'^) und deshalb in ständiger Abhängigkeit von 
staatlichen Planstellen bleiben. Es kann mit Recht 
gesagt werden, daß starke staatliche Eingriffe die 
„genossenschaftliche Selbstbestimmung" in den Ent
wicklungsländern zum Teil verhindert haben.

6. In engem Zusammenhang dam it steht die Frage, 
inwieweit der Staat bei seiner Planung auf das ge
nossenschaftliche Prinzip der Freiwilligkeit Rück
sicht nehmen kann und soll. Obwohl in einigen 
demokratisch regierten Entwicklungsländern — wie 
beispielsweise in Indien — betont wird, daß der 
Staat bei der Planung nicht beabsichtigt, genos
senschaftliche Zusammenschlüsse durch Ausübung 
eines direkten Zwanges herbeizuführen oder das 
Privateigentum in irgendeiner W eise aufzuheben, 
SO wird doch ein gewisses Maß an Zwang unver
meidlich sein, weil die Genossenschaften wegen 
der ökonomischen, sozialen und traditionalen Ge
gebenheiten praktisch keine selbständigen Ent- 
scheidüngsmöglichkeiten besitzen. Maßnahmen des 
indirekten Zwanges, die übrigens auch in den ent
wickelten liberalen Industrieländern in anderer 
Form auftreten, werden mit dem Ziel der sozialen 
Gerechtigkeit begründet. Dabei wird versucht, den 
Zwang auf ein Minimum zu beschränken. Ohne ein 
Minimum an Zwang und ein Maximum an Freiheit 
kann, wie Santhanam bemerkt, ein demokratischer 
Sozialismus nicht gegründet werden.'®) Mit dikta-

11) Vgl. hierzu N. L a m m i n g ,  „Möglichkeiten und Grenzen des 
Geiiossensdiaftswesens in -unteientwickeUen Ländern", ln: Zeit
schrift für das gesamte Genossensdiaftswesen, Bd. 8, 1958, S. 252.
12) G. D r a h e i m , „Die, Genossenschaft als Unternehmungstyp", 
Göttingen 1952, S. 216,
13) Vgl. S a n t h a n a m ,  „Co-operatlon and Socialism®, a . a . O. ,  
S. 274. " ............................

torisch geführten Staaten ist dem gegenüber Frei
willigkeit in der Regel unvereinbar. Hier zielt der 
Staat darauf ab, die Genossenschaften in Staats
organisationen zu verwandeln.

Trotz der Unzulänglichkeiten und Gefahren staatlicher 
Planung ist die Initialfunktion des Staates für die 
Gründung von Genossenschaften in den Entwicklungs
ländern von entscheidender Bedeutung. Uber die 
Starthilfe hinaus erfordert die Entfaltung der Genos
senschaften zumeist auch eine Beschleunigungs- und 
Stabilisierungshilfe des Staates, die u. U. lange Zeit in 
Anspruch genommen w erden muß.

D i e  L e n k u n g s f u n k t i o n  d e s  S t a a t e s

Seine Lenkungsaufgabe erfüllt der Staat mit Maß
nahmen und Eingriffen, die darauf zielen, den Ge
nossenschaften zur Erreichung des Reifegrades und 
damit zur Möglichkeit der Selbsterhaltung zu ver
helfen.

W ährend die Gründung von Genossenschaften durch 
den Staat und seine Einflußnahme auf die wirtschaft
liche Entwicklung die Selbstentfaltung der genossen- 
sAaftlichen Organisationen behindern können, ist 
andererseits ein gewisses Maß an Lenkung aus w irt
schaftspolitischen und sozialpolitischen Gründen zu
meist unumgänglich und notwendig. In den entwickel
ten Ländern treten solche Maßnahmen in Form von 
Steuererleichterungen, Zuschüssen, Privilegien usw. 
in Erscheinung. Sehr viel mehr sind dagegen die 
finanzschwachen Genossenschaftsorganisationen in den 
unterentwickelten Ländern auf solche staatlichen 
Unterstützungen angewiesen.

Betrachtet man den sozialpolitischen Hintergrund, so 
wird ersichtlich, daß sich die freiwilligen Zusammen
schlüsse in den Entwicklungsländern in der Regel auf 
die sozial schwachen Schichten der Produzenten und 
Verbraucher gründen. Durch das Eindringen neuer 
Wirtschaftsformen, durch den Individualismus und 
durch den neuen Geist des Kapitalismus ist in den 
Entw;icklungsländern ein Dualismus entstanden, der 
sowohl in den Dörfern als auch in den Städten in 
einer zunehmenden gesellschaftlichen Desintegration 
zum Ausdruck kommt. Die klassenähnlichen Gesell- 
schaftsstrukturen haben sich dadurch noch w eiter ver
tieft; dabei sind die relativ kleinen Gruppen heute 
auf Grund der ihnen zur Verfügung stehenden Macht
mittel noch eher in der Lage, die größeren, abhän
gigen Gruppen zu unterdrücken. W enn der Staat die 
Kräfte der Selbsthilfe dieser sozial schwachen Grup
pen nicht unterstützt, dann besteht keine Hoffnung, 
daß sie sich der Despotie der herrschenden und be
sitzenden Schicht jem als entziehen können. Ohne ent
sprechende Eingriffe des Staates ist eine Überwin
dung der Desintegration n iä it zu erreichen.

Darüber hinaus können die prodüktions- und absatz
politischen Funktionen der Genossenschaften in den 
Entwicklungsländern in ’ vollenj Maße erst dann zur 
Geltung gelangen, wenn sie im Rahmen der Gesamt-
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Wirtschaft durch entsprechende wirtschaftspolitische 
Aktionen des Staates gefördert und gelenkt werden. 
Eine Mobilisierung aller bradiliegenden Produktions- 
faktoren kann erst dann herbeigeführt werden, wenn 
der Staat dazu die geeigneten Grundlagen schafft, sei 
es durch Unterstützungsmaßnahmen fiskalisdier A rt 
oder sei es mit Hilfe direkter Investitionen, die dazu 
beitragen, die Produktionstedinik in vorteilhafter 
W eise zu ändern. Die Sdiaffung von Einriditungen 
für den Absatz der erzeugten Produkte ist ebenfalls 
ohne staatlidie Hilfe in den Entwiddungsländern nidit 
möglidi.

Erwähnt seien ferner die Mittel der Einkommens- und 
Preisstabilisierung“ ), mit denen eine Verbesserung, 
der W ettbewerbsfähigkeit und damit auch d er sozia
len Lage der genossensdiaftlidi zusammengesdilosse- 
nen Produzenten und V erbraudier herbeigeführt w er
den soll, wozu diese ohne staatlid ie Lenkungsmaß
nahmen, allein auf sidi gestellt, keine Chancen 
haben.

Betraditet man weiterhin die Steuerungsmöglichkei
ten, die dem Staat zur Verfügung stehen, um die V er
haltensweisen der genossensdiaftlidi zusammengefaß
ten Gruppen wirksam zu beeinflussen, so zeigt dies 
alles die eminente Bedeutung der Lenkungsfunktion 
des Staates. ®̂) Kurzum: der Staat kann durdi quali
tative — und damit sind audi die „kleinen institutio
nellen Änderungen" gemeint*®) — und durdi quanti
tative w irtsdiaftspolitisdie Maßnahmen eine Anpas
sung der Genossensdiaften an die strukturellen und 
konjunkturellen Bedingungen herb eiführen. Ohne 
■soldie Einwirkungen des Staates werden die genos- 
sensdiaftlidien Organisationen in den Entwidilungs- 
ländern bei den dort vorherrsdienden Gegebenheiten 
n id it in der Lage sein, die maximale Nutzenfunktion 
zu verwirklidien.

D i e  S c h u t z f u n k t i o n  d e s  S t a a t e s

Neben die Initialhilfe und, die Lenkungsmaßnahmen 
tritt zur Erhaltung der Genossensdiaften in den Ent
w iddungsländern die Sdiutzpolitik des Staates.

Die Tatsadie, daß bestimmte Interessengruppen den 
Fortbestand der Genossensdiaften oft ernsthaft gefähr
den, reditfertigt die Sdiutzfunktion des Staates. Pri
vate Händler, Großgrundbesitzer und andere Gruppen 
fühlen sidi durdi die Gründung von Genossensdiaften 
benaditeiligt, weil die bislang von ihnen Abhängigen 
durdi den Zusammensdiluß unabhängig werden und 
weil gleidizeitig damit ihre M arktdiancen eine zum 
Teil empfindlidie Sdimälerung erfahren. Bei indiffe-

14) Vgl. dazu näher W. E n g e l h a r d t ,  .Genossensdiaften als 
konjunktureller Stabilisierungsfaktor", in: Der Volkswirt, 14. Jg., 
1960, S. 24 f.
15) Zu den Beeinflussungsmöglidikeiten durdi entsprediende wirt- 
sdiaftspolitische Maßnahmen vgl. insbesondere E. T u c h t 
f e l d t ,  .Das Instrumentarium der W irtsdiaftspolitik. Ein Beitrag 
zu seiner Systematik“, in: Hamburger Jahrbudi für W irtsdiafts- 
und Gesellsdiaftspolitik, 2. Jahr, Hrsg. H. D. Ortlieb, Tübingen 
1957, S. 52 ff,
16) Vgl, dazu H. G i e r s c h ,  „Allgemeine Wirtsdiaftspolitik. 
Erster Band: Grundlagen', Hrsg. E. Gutenberg, W iesbaden 1960,

rentem  V erhalten des S taates können sie sidi auf 
Grund ihrer nodi in vielen Fällen, vor allem in den 
ländlidien Gegenden vorhandenen M aditm ittel ge
genüber den Genossensdiaften durdisetzen und deren 
Aktionsfähigkeit durch Preisunterbietungen, vorzeiti
gen Aufkauf der Ernte und durdi ähnlidie ruinöse 
Aktionen lähmen. In vielen asiatisdien Ländern kön
nen diese Gruppen ernsthafte Sdiw ierigkeiten audi 
dadurdi verursadien, daß sie für die den Genossen- 
sdiaftsm itgliedern gewährten Kredite hohe Zinsen 
fordern. Auf diese Gefahren wird in den Genossen- 
sdiaftsberiditen asiatisdier und afrikanischer Länder 
immer wieder nadidrüddidi hingewiesen. ” ) Deshalb 
wird audi in den meisten Entwicklungsländern neben 
der finanziellen Unterstützung der Sdiutz des Staates 
gegenüber soldien Gefahren gefordert, obgleidi damit 
wiederum die N aditeile einer verstärkten  Kontrolle 
und überw adiung der Genossensdiaften durdi den 
Staat verbunden sind.

Diese Notwendigkeit staatlidien Sdiutzes ergibt sidi 
in vielen Entwicklungsländern aber audi aus dem 
V erhalten der M itglieder gegenüber der Genossen- 
sdiaft und gegenüber den jeweils anderen Mitglie
dern. Bei fehlender Kontrolle besteht hier die große 
Gefahr, daß die genossenschaftlidie Zusammenarbeit 
den zentrifugalen Kräften, d. h. dem  ausgeprägten 
Eigennutz der M itglieder zum Opfer fällt.

W enn auch der staatlidie Sdiutz für die Genossen
sdiaften, die nodi nidit fähig sind, aus eigener Kraft 
zu existieren, ein unumgänglidies Erfordernis ist, so 
stellt die konsequente W eiterführung der staatlidien 
Interventions- und Sdiutzpolitik dodi häufig audi eine 
Bedrohung für die genossensdiaftlidie Bewegung 
selbst dar.

DER STAAT ALS HEMMENDER FAKTOR

Im Zusammenhang mit der Planung auf dem Genos- 
sensdiaftssektor wurden einige Probleme der staat- 
lidien Einwirkung angesprodien. Der hemmende Cha
rak ter der staatlidien Eingriffe muß im folgenden 
nodi näher erläutert werden.

Die Kolonialzeit liefert uns zunächst u. a. audi beson
dere Beispiele für das Sdiredcbild der staatlidien 
Interventionen, das sldi dem Bewußtsein der Bevöl
kerung in den ehemals abhängigen Gebieten tief ein
geprägt hat. Obwohl die damals mit staatlid ier Hilfe 
gegründeten Genossensdiaften erfolgreidi waren, 
blieb doch der Haß gegenüber dem Genossensdiafts- 
wesen in der Bevölkerung verbreitet, weil sie in der 
Förderung der Genossensdiaft durdi die Kolonial
regierungen in erster Linie eine politisdie Aktion und 
eine Stärkung der kolonialen H errsdiaft bis in die

17) Vgl. dazu beispielsw eise die v ie len  Delegationsberidite des 
Seminars .G enossensdiaftsw esen unter besonderer Berüdcsiditi- 
gung gewerblidier Genossensdiaften und Konsumgenossensdiaf- 
ten“, das von der Deutsdien Stiftung für Entwidclungsländer vom 
10. bis 12. September 1961 in Lauterbadi veranstaltet wurde 
(m asdiinengesdiriebene M anuskripte).
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letzten Zellen hinein s a h . D i e  Folge war, daß die 
Bevölkerung selbst dann, wenn der Wunsch zu ge- 
nossenschaftlidier Zusammenarbeit vorhanden war, 
den Zusammensdiluß letztlich doch nur als eine Unter
werfung deutete und sich deshalb zurückhielt. '*) Diese 
Einstellung blieb bis zur Erlangung der Unabhängig
keit in den einzelnen Ländern bestehen. Sie änderte 
sich dann allmählich im Zuge der sozialen Reformen, 
die im Rahmen der nationalen Entwicklungsplanung 
erfolgt sind. Dabei wurde allerdings die Einbeziehung 
des Genossenschaftssektors in die Entwicklungspolitik 
häufig übertrieben und übersehen, daß das Genossen
schaftswesen nicht „durch einen Akt des magischen 
Wollens des Gesetzgebers ins Leben gerufen werden 
kann, sondern daß es sich vielmehr erst dann in 
bodenständiger W eise entwickeln kann, wenn die rich
tige Saat gesät wird und wenn es angemessen be
handelt wird".^“) Die Prinzipien der Genossenschaften 
sind häufig wenig beachtet worden, so daß die Ab
hängigkeit der Genossenschaften von staatlichen 
Organen in ihrer problematischen Vielfältigkeit be
sonders deutlich hervorgetreten ist.

Eine solche staatliche Politik der Genossenschafts
planung hat, selbst wenn sie nur vorübergehend sein 
soll, eine „Offizialisierung" der Genossenschaften, d. h. 
eine Bindung der genossenschaftlichen Organisationen 
an die Weisungen des Auftraggebers zur Folge, bei 
der sich auf der einen Seite die Bürokratisierungs
erscheinungen verstärken, während auf der anderen 
Seite der freiwillige Charakter der Selbsthilfeeinrich
tungen zumindest beeinträchtigt wird. Die Kontrolle 
und Überwachung durch den Staat w ird zwar einfach 
mit dem Tatbestand begründet, daß er aus öffentlichen 
Mitteln Beiträge zur Finanzierung der Genossenschaf
ten leistet, zu deren Kontrolle er bis zu einem ge
wissen Grade berechtigt ist^^j^ zumal es in den Ent
wicklungsländern an genossenschaftlichen Verbänden 
für die Durchführung solcher Aufgaben fehlt. Mit zu
nehmender Eingriffsintensität der staatlichen Pla
nungsstellen und M inisterien verringern sich jedoch 
die Möglichkeiten einer Rückgabe der Autonomie an 
die Genossensdiaften, weil einmal der Staat die Len
kungsfunktion nicht aufgeben möchte, insbesondere 
dann nicht, wenn er keine Gewähr für den weiteren 
Bestand der Genossenschaften hat, und weil zum an
deren durch die staatliche M itwirkung in der Führung 
und Verwaltung die Vorbereitung der M itglieder auf

18) Vgl. w .  P. a t k i n s , .D ie Förderung des Genossensdiafts- 
wesens in den unterentwitkelten Ländern“, in: Zeitschrift für das 
gesamte Genossensdiaitswesen, Bd. 5, 1955, S. 334.
1«) Vgl. ILO, .African Labour Survey", Geneva 1958, S. 531. Eine 
soldie Reaktion war audi in den ehemaligen Ländern Französisdi- 
Westafrlkas iestzustellen. Vgl. dazu M. D i a .  .Contribution à 
l ’etude du mouvement coopératif en  Afrique Noire", Paris 1952.
20) W a t k i n s ,  ,D ie Förderung . . .", a. a. O., S. 334.
21) Vgl. G. D r a h e i m ,  .D ie Genossenschaft als Unternehmungs- 
typ”, a. a .D ., S. 224 f.
22) Vgl; G. K é 1 6 r , .Das Genossensdiaftswesen in den wirt- 
sdiaftlidi unterentwidcelten Ländern", in: ZgGenW., Bd. 8, 1958, 
S. 242. — Nidit zuletzt audi aus diesem Grunde reditfertigt 
K a r V e die Intervention des Staates. Vgl. D. K a r v  e , .G enos
sensdiaften in einer sidi entwickelnden Volkswirtsdiaft, Insbeson
dere in asiatisdien Ländern“, in: Zeitsdirift für das gesam te Ge
nossensdiaftswesen, Bd. 11, 1961, S. 160.

die eigenständige Übernahme dieser Funktionen in 
der Regel vernachlässigt wird, Dabei wird das Prin
zip der Selbsthilfe mehr und mehr ausgehöhlt und 
die Gefahr heraufbesdiworen, daß die M itglieder -zu 
bloßen Empfängern staatlicher Subventionen herab
gewürdigt werden.

Die häufig genug festzustellende Unzuverlässigkeit 
staatlicher Beamter ist in manchen Ländern eine zu
sätzliche Ursache für die Abneigung der Mitglieder 
gegenüber einer aktiven Mitarbeit. Auch die Angst 
und Unsicherheit der M itglieder gegenüber den staat
lichen Stellen ist ein ernsthaftes Problem, das die 
Funktionsfähigkeit der Genossenschaften oft stark  be
einträchtigt. Außer acht gelassen werden darf ferner 
nicht, daß die Staaten in den Entwicklungsländern 
häufig jünger sind als die genossenschaftliche Bewe
gung selbst. Sie sind deshalb oft hilfsbedürftig^^), 
äußerst krisenanfällig und den ihnen gestellten Auf
gaben vielfach noch nicht gewachsen.

Die Folgen eines allzu starken staatlichen Dirigismus, 
wie sie in manchen Ländern Asiens und Afrikas be
obachtet werden können, münden letztlich in ein 
System des staatlichen „trusteeship“ das für die 
Genossenschaften in diesen Ländern bedenklich sein 
kann. Seraphim bem erkt dazu mit Recht, daß die Ge
nossenschaften „in einer W elt staatlicher Befehle, Ge
bote und Verbote" nicht existieren können. „W erden 
sie dazu gezwungen, dann wandelt sich damit unweiger
lich ihr W esen, weil die Genossen selbst nicht mehr 
jene Freiheit der Entscheidung besitzen, die sie zu 
selbstverantwortlichen Trägern dieser ihrer ureigen
sten Schöpfung macht, sondern zu Befehlsempfängern 
herabgewürdigt werden. 2®) Solche Fälle sind aber bis-, 
lang wohl nur in den Ostblockstaaten eingetreten, wo 
die Genossenschaften in die staatliche Zwangsplanung 
einbezogen werden und an die W eisungen der zen
tralen behördlichen Instanzen gebunden sind. W enn 
in den Entwicklungsländern, die sich zur Demokratie 
bekennen, aus wirtschaftlichen und sozialen Gründen 
versucht wird, die Genossenschaften in die Entwick- 
lungsplanung einzubeziehen, so bleiben dabei die Ent
scheidungen doch den Genossenschaften selbst Vorbe
halten. Die starke Lenkung und Intervention des 
Staates in vielen Entwicklungsländern erfolgt in erster 
Linie deshalb, weil die ausgeprägt statisch-traditional 
denkenden Bevölkerungsteile mit geringem Bildungs
grad von der Zweckmäßigkeit einer gemeinschaft
lichen Zusammenarbeit in genossensdiaftlicher Form 
noch überzeugt werden müssen.

Trotz der ursprünglichen Absicht des Staates, die Ge
nossenschaften nur ins Leben zu rufen und ihre 
Lebensfähigkeit zu sichern, ist er aber doch in vielen

23) Vgl. K e 1 e r , a. a. O., S. 242.
24) Vgl. H a s s e 1 m a n n , a. a. O., S. 8.
25) V gl. ILO, «The Deyelopment", a. a. G., S. 61.
26) H. J. S e r a p h i m ,  .D ie  genossensdiaftlidie Gesinnung und 
das moderne Genossensdiaftswesen", Vorträge und Aufsätze des 
Instituts für Genossensdiaftswesen an der Universität Münster, 
Heft 6, Karlsruhe 1956, S. 27.
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asiatisdien und afrikanisdien Ländern übei: diese 
Aufgabenstellung inzwisdien hinausgegangen, um 
dann mit seinen w eitreidienden Interventionen oft 
genug die Selbstentfaltung der Genossensdiaften zu 
gefährden. In einigen Ländern ist es sogar bereits 
fraglidi geworden, ob sidi die Genossensdiaften aus 
der staatlidien Umklammerung wieder befreien kön
nen., Immerhin sind aber der Bevölkerung z. B. in 
Indien und in Pakistan wie audi den Planungsbehör
den selbst diese Gefahren bewußt geworden, so daß die 
Forderung nadi einer Entoffizialisierung aus diesem 
Grunde immer stärker wird. Nehru, der Initiator der 
„socialist pattern of society" in Indien, sagte dazu
u .a .: „I have often said that the co-operative is not 
a co-operation if the official is there. It is against the 
basic idea of a co-operative that it should be allowed 
to be run by officials. Let it be aided by officials, 
from a distance. It should not be officialised." In 
ähnlidiem Sinne bekennt sidi audi das indisdie Pla
nungskomitee zu dem Gedanken, daß die Genossen- 
sdiaftsbewegung als ein W eg der Selbsthilfe von der 
Bevölkerung ausgehen soll und — da sie primär der 
Bevölkerung dient — daß ihre Ziele auch in erster 
Linie durdi die Bevölkerimg selbst verw irklidit w er
den. Zwar wird audi hier die Hilfe des Staates gefor
dert, aber nidit, um damit die staatlidie Kontrolle 
zu intensivieren oder gar zu verewigen, sondern pri
m är als eine Stärkung der Kräfte zur Selbsthilfe.“ ) 
Eine soldie Hilfe sollte sidi einer Empfehlung der 
FAO zufolge nadi M öglidikeit zu einer editen Part- 
nersdiaft zwisdien Staat und Genossensdiaft entwik- 
keln. Dabei sollte die Unterstützung und M itbeteili
gung des Staates so gestaltet sein, daß die Initiative, 
Freiheit und Selbständigkeit der Genossensdiaften 
n id it beeinträditigt, sondern durdi sie erst gewähr
le iste t werden. 2»)

Audi aus vielen anderen asiatisdien und afrikanisdien 
Ländern gibt es Stellungnahmen, in denen die Offizia-

27) J. L. N  e  h  r u , .Trust the Peasant', in: Kurukshetra, A  Sym
posium ', a. a. O., S. 270.
28) V gl. ILO, .The Developm ent', a. a. O., S. 61.
29) Vgl. hierzu FAO, .Report of the Center on Agricultural 
Financing and Credit for Asia and the Far East, held in Lahore, 
Pakistan, from 1 to 13 October 1956, Rome 1957."

lisierung des Genossensdiaftswesens als ein hemmen
der Faktor bezeidinet wird, weil sie oft Bürokratisie- 
rungs-, Trägheits- und Bequem lidikeitsersdieinungen 
in sidi birgt und weil sie ferner starke Kontrollen 
impliziert, Starrheiten erzeugt und n id it zuletzt audi 
die Idee der Selbsthilfe zerstört. Allerdings wird dabei 
n id it immer deutlidi, inwieweit soldie Äußerungen 
von Ideologien gefärbt sind und inwieweit sie ratio
nalen Gesiditspunkten entspringen, die ein bestimm
tes V erhalten des Staates aus politisdien, sozialen 
und w irtsdiaftlidien Erwägungen heraus als notwen
dig ersdieinen lassen.

Fassen w ir die Beziehungen zwisdien Staat und Ge
nossensdiaften in den Entw iddungsländern zusam
men, so kann festgestellt werden, daß die Genossen
sdiaften sowohl bei ihrer Gründung als audi für ihren 
Fortbestand der Initialhilfe und weiteren Förderung 
durdi den Staat bedürfen. Inwieweit dabei aber Kon- 
trollfunktionen auf den Staat übergehen sollen, ist 
ein delikates Problem, denn es zeigt sidi immer wie
der, daß eine umfassende Kontrolle der Bewegung 
oft schadet, während auf der anderen Seite eine un- 
zureidiende überw adiung nidit weniger sdiädlidi sein 
kann. Ein wirksames Rezept für die staatlid ie Hilfe 
zu finden, ist äußerst sdiwierig. Ihre Intensität 
variiert je  nadi Entw iddungsstand der Genossensdiaf
ten in den einzelnen Ländern. W ollte man Spielregeln 
für die A ktivität des Staates aufstellen, so könnte 
man vielleidit sagen: Der Staat soll zunädist die 
Grundlagen sdiaffen und den Genossenschaften nadi 
ihrer Gründung zu einem Reifegrad verhelfen, bei 
dem sie seiner Unterstützung entsagen können. Damit 
w ürden sidi die Unterstützungs-, Lenkungs- und 
Sdiutzmaßnahmen auf eine Übergangsperiode be
sdiränken. Diese Besdiränkung erfordert eine flexible 
Haltung des Staates, dessen Politik nidit nur der Ge- 
sam tentw iddung der geno'ssensdiaftlidien Bewegung, 
sondern audi der veränderten funktioneilen Struktur 
der einzelnen Genossensdiaften Redinung zu tragen 
hätte. N idit eine starre  Politik der Patensdiaft, son
dern eine elasitisdie Politik der Partnersdiaft kann auf 
lange Sidit erfolgreidi sein.
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